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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl: 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hat sich besonders eingehend mit Artikel 1 
und 2 des Zusatzprotokolls beschäftigt, während 
die Verpflichtung, in angemessenen Zeitabständen 
freie und geheime Wahlen für die gesetzgebenden 
Körperschaften zu gewährleisten (Artikel 3), als 
selbstverständlich, ohne weiteren Meinungsaus- 
tausch, angenommen werden konnte. Zu Artikel 1 
bewegten sich die Darlegungen der Mitglieder des 
Rechtsausschusses auf der Linie des Bedauerns, daß 
es nicht gelungen war, als völkerrechtlichen Grund- 
satz auch in dem Zusatzprotokoll ausdrücklich die 
Pflicht zur Entschädigung enteigneter fremder 
Staatsangehöriger zu verankern. Immerhin ist in 
dem Sachverständigenbericht an das Minister- 
Komitee vom 18. Juli 1951 als gegenwärtig allge- 
mein anerkannter Grundsatz des Völkerrechts eine 
solche Entschädigungspflicht festgestellt worden, 
und insoweit schließt die Bezugnahme auf die all- 
gemeinen Grundsätze des Völkerrechts, nach denen 
die Enteignung durchgeführt werden muß, wenig- 
stens im gegenwärtigen Zeitpunkt die Entschädi- 
gungspflicht ein. 

Besonders eingehend verliefen die Beratungen 
über Artikel 2, der in Satz 2 folgenden Wortlaut 
hat: 

Der Staat hat bei Ausübung der von ihm auf 
dem Gebiet der Erziehung und des Unterrichts 
übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern 
zu achten, die Erziehung und den Unterricht 
entsprechend ihrer eigenen religiösen und 
weltanschaulichen Überzeugung sicherzustel- 
len. 


Dieser Wortlaut gewinnt seinen Sinn zu einem we- 
sentlichen Teil dadurch, daß der Ausschuß für 
Rechts- und Verwaltungsfragen der Beratenden 
Versammlung des Europarats am 2. Oktober 1951 
dem Präsidenten der Beratenden Versammlung 
folgende Stellungnahme unterbreitet hat, die auch 
in dem an das Minister-Komitee am 12. Dezember 
1951 erstatteten Bericht des Generalsekretärs des 
Europarats enthalten ist: 

Wenn die Befürchtung ausgedrückt worden ist, 
daß jede andere Formel die Verpflichtung eines 
Staates zu implizieren scheine, unter ganzer 
oder teilweiser Inanspruchnahme von öffent- 
lichen Mitteln Schulen zu errichten oder auf- 
rechtzuerhalten, die den verschiedenen in der 
Bevölkerung bestehenden Richtungen ent- 
sprechen, so kann die Kommission nur noch- 
mals versichern, wie es bereits der Beratenden 
Versammlung gegenüber erklärt worden ist, 
daß diese Frage als außerhalb des Rahmens 
der Konvention oder des Protokolls stehend 
zu betrachten ist. 

Angesichts dieser Erklärung hat sich der Rechts- 
ausschuß des Bundestages auf den Standpunkt ge- 
stellt, vorbehaltlos dem Zusatzprotokoll zustim- 
men zu können, da die in dem Text des Zusatzproto- 
kolls offengebliebene Frage, ob der Staat Schulen 
religiösen oder weltanschaulichen Charakters finan- 
zieren muß, im Sinne der Verfasser der Kon- 
vention zweifellos verneint werden muß. Wenn 
diese Verpflichtung zur Finanzierung der Schulen 
aber nicht besteht, dann geht die Konvention nicht 
über die Lösungen des Grundgesetzes hinaus, wie 
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sie in Artikel 6 Abs. 2 über das Elternrecht und in 
Artikel 7 Abs. 4 über die Zulassung der Schulen 
enthalten sind. Es ist aber gewünscht worden, daß 
durch eine besondere Entschließung diese Inter- 
pretation des Artikels 2 der Konvention ausdrück- 
lich klargestellt werde. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat dem vorstehenden Bericht und sämtlichen Be- 


schlüssen des federführenden Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht zugestimmt. 

Bonn, den 25. Oktober 1956 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 85 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

Der Bundestag macht sich die Auffassung zu 
eigen, daß Artikel 2 Satz 2 des Zusatzprotokolls 
keine Verpflichtung des Staates begründet, Schu- 
len religiösen oder weltanschaulichen Charak- 
ters zu finanzieren oder sich an ihrer Finanzie- 
rung zu beteiligen, da diese Frage nach der über- 
einstimmenden Erklärung des Rechtsausschusses 
der Beratenden Versammlung und des General- 
sekretärs des Europarates außerhalb des Rah- 
mens der Konvention über Menschenrechte und 
Grundfreiheiten sowie des Zusatzprotokolls liegt. 


Bonn, den 25. Oktober 1956 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 
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mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über das Zusatzprotokoll vom 20. März 1952 
zur Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel / 

Dem am 20. Marz 1952 von den Regie- 
rungen der Mitglieder des Europarats Unter- 
zeichneten Zusatzprotokoll zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten vom 4. November 1952 wird zu- 
gestimmt. 


Artikel// 

(1) Das Zusatzprotokoll wird nachstehend 
mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll 
gemäß seinem Artikel 6 in Kraft tritt, ist im 
Bu n de s ge s e t zbl a tt b ekan nt zugeb e n . 

Artikel III 

Das Zusatzprotokoll gilt auch in Berlin 
(West). 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über das Zusatzprotokoll vom 20. März 1952 
zur Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 20. März 1952 von den Regie- 
rungen der Mitglieder des Europarats Unter- 
zeichneten Zusatzprotokoll zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte Und Grund- 
freiheiten vom 4. November 1950 wird zu- 
gestimmt. Das Zusatzprotokoll wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll 
gemäß seinem Artikel 6 für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel IV 
entfällt 
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